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20. Wahlperiode

HESSISCHER LANDTAG 

 

 
 

Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

Inhalt des Antrags: keine Mittel für Abschiebungen und "freiwillige" Ausreisen 

Einzelplan  03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  

D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  

Zu Kapitel  03 01 Bezeichnung Ministerium 

Produktnummer   006 Bezeichnung Angelegenheiten des Ausländerrechts 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan 
Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 30.706.000 -11.904.300 18.801.700 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 

 Drucksache 20/10219 
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Veränderungen in Euro 2024 
von um auf 

Produkterfolgsplan 

Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 29.716.800 -11.952.500 17.764.300 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 

Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 

Die Ansätze für "freiwillige" Rückführungen bei den Regierungspräsidien sind entsprechend anzupassen. 

Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 

771 Menschen mussten Hessen bis Ende September 2022 gegen ihren Willen verlassen, sie wurden z.T. in Krisengebiete- 
nach Afghanistan, Somalia und Äthiopien abgeschoben. Außerdem gab es mehr als 850 „freiwillige“ Ausreisen, wobei nicht 
klar ist, wie viele dieser Personen aufgrund der Drohung der zwanghaften Rückführung tatsächlich gegen ihren Willen zur 
Ausreise genötigt wurden. Abschiebungen sind einschneidende Zwangsmaßnahmen, die ein selbstbestimmtes Leben 
verhindern. Statt Abschiebungen durchzuführen sollen Bleiberechtsregelungen realisiert werden. Die Mittel sowie das 
Personal, das für die für die Förderung von freiwilligen Ausreisen und Abschiebungen verwendet werden, können eingespart 
werden. 

Wiesbaden, 12.01.23 

Für die Fraktion 
DIE LINKE 
Der Fraktionsvorsitzende: 

Jan Schalauske 
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